
Beschluss 
des Gemeinsamen Bundesausschusses 
über eine Richtlinie Ultraschallscreening auf 
Bauchaortenaneurysmen

Vom 20. Oktober 2016 
Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am 20. Oktober 2016 die Richtlinie 
über das Ultraschallscreening auf Bauchaortenaneurysmen gemäß §§ 25 Absatz 1, 135 
Absatz 1 Satz 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) in Verbindung mit § 92 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 SGB V beschlossen. 
I. 
„Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses  
über das Ultraschallscreening auf Bauchaortenaneurysmen  
(Richtlinie Ultraschallscreening auf Bauchaortenaneurysmen / US-BAA-RL) 

§ 1 Allgemeines
Das nach dieser Richtlinie durchzuführende Screening dient der Früherkennung von 
Bauchaortenaneurysmen bei dem in § 2 genannten Personenkreis. Die Untersuchung soll 
soweit möglich zusammen mit der Gesundheitsuntersuchung gemäß den 
Gesundheitsuntersuchungs-Richtlinien angeboten werden. 

§ 2 Anspruchsberechtigung
Männliche Versicherte ab dem Alter von 65 Jahren haben einmalig Anspruch auf Teilnahme 
am Screening auf Bauchaortenaneurysmen. 

§ 3 Aufklärung
Die ärztliche Aufklärung zum Screening auf Bauchaortenaneurysmen erfolgt anhand der 
Versicherteninformation (siehe Anlage). Im Rahmen des ärztlichen Aufklärungsgesprächs ist 
dem Anspruchsberechtigten die Versicherteninformation auszuhändigen. 

§ 4 Untersuchungsmethode
(1) Das Screening auf Bauchaortenaneurysmen erfolgt mittels abdomineller
Ultraschalluntersuchung gemäß den Vorgaben des § 5 dieser Richtlinie.
(2) Die Messung erfolgt orthograd am größten Durchmesser der Bauchaorta infrarenal nach
der LELE-Methode.
(3) Das Screeningergebnis gilt als auffällig, wenn ein Bauchaortendurchmesser von 2,5 cm
oder größer gemessen wurde.
(4) Die Verlaufskontrollen und weitere Diagnostik nach Feststellung eines auffälligen
Befundes im Sinne des Absatz 3 erfolgen im Rahmen der Krankenbehandlung nach § 27
SGB V.
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§ 5 Qualitätssicherung 
Die Durchführung der Untersuchung erfordert eine Genehmigung zur Ausführung und 
Abrechnung der Ultraschalldiagnostik gemäß der Vereinbarung von 
Qualitätssicherungsmaßnahmen nach § 135 Absatz 2 SGB V zur Ultraschalldiagnostik 
(Ultraschall-Vereinbarung) in der Fassung vom 18. Dezember 2012. Die fachliche 
Befähigung muss für den Anwendungsbereich 7.1 (Abdomen, Retroperitoneum 
einschließlich Niere, transkutan) gemäß Anlage I der Ultraschall-Vereinbarung oder im Fall 
des Erwerbs der fachlichen Befähigung durch Ultraschall-Kurse gemäß den Anlagen I und II 
der Ultraschall-Vereinbarung nachgewiesen sein. Als Anforderungen an die apparative 
Ausstattung gelten die Vorgaben der Anlage III der Ultraschall-Vereinbarung für die 
Anwendungsklasse 7.1 (Abdomen, Retroperitoneum einschließlich Niere, transkutan). 
 
§ 6 Evaluation 
(1) Der Gemeinsame Bundesausschuss beauftragt erstmals drei Jahre nach Inkrafttreten der 
Richtlinie eine unabhängige wissenschaftliche Institution mit der Erstellung eines Berichts 
zum Screening auf Bauchaortenaneurysmen. Im Bericht sollen zudem, insbesondere auf der 
Grundlage von Krankenhausdiagnose- sowie Todesursachenstatistik, die 
Mengenentwicklung elektiver Operationen und Notfalloperationen sowie die Entwicklung der 
Aneurysma-assoziierten Mortalität betrachtet werden. 
(2) Die Teilnahmezahlen sind von den Kassenärztlichen Vereinigungen anhand der Anzahl 
der abgerechneten Screeninguntersuchungen kalenderjährlich zum 1. März an den 
Gemeinsamen Bundesausschuss zu übermitteln.“ 
 
II. Die Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung des Beschlusses des Gemeinsamen 

Bundesausschusses über die Versicherteninformation nach § 3 US-BAA-RL im 
Bundesanzeiger in Kraft. 

Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des 
Gemeinsamen Bundesausschusses unter www.g-ba.de veröffentlicht. 
 
  
 
Berlin, den 20. Oktober 2016 
 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Prof. Hecken 
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